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von aus, daß China bis zum Jahr 2010 

einen Bedarf von 280 Mio. t Rohöl ha­

ben wird, der zu rd. 25% aus Importen 

gedeckt werden muß. Schätzungen von 

Luo Yingjun von der zweiten großen 

Erdölgesellschaft China National Pe­

troleum & Gas Corp (CNPC) zufolge 

werden bis 2010 Importe in Höhe von 

40 bis 50 Mio. t notwendig werden.

In den ersten acht Monaten d.J. be­

trug das Volumen der Erdölimporte 

21,37 Mio. t, ein Anstieg um ledig­

lich 1,1% gegenüber der Vorjahrespe­

riode. Trotz Ausfällen in der Produkti­

on aufgrund der Überschwemmungen 

im Sommer wird für das gesamte Jahr 

nur mit Einfuhren von rd. 25 Mio. t 

gerechnet, ein deutlicher Rückgang ge­

genüber den Importen von 35,47 Mio.t 

des Jahres 1997.

Das laufende Jahr wird von der Erd­

ölindustrie als extrem schwierig be­

schrieben, und zwar aufgrund der 

Konjunkturflaute, dem Verfall der 

Preise auf dem Weltmarkt sowie 

dem weit verbreiteten Erdölschmuggel. 

Aufgrund des gesättigten Marktes wa­

ren zunächst die Bohrstellen mit ei­

ner Produktionskapazität von weni­

ger als 1,4 Mio. t pro Jahr geschlos­

sen worden. Nachdem im Juli die 

Anti-Schmuggelaktivitäten der Regie­

rung Wirkung zeigten und die inländi­

schen Erdölpreise erhöht worden wa­

ren, lohnte es sich wieder, diese Bohr­

stellen in Betrieb zu nehmen.

Obwohl die CNPC für dieses Jahr mit 

einer erheblichen Steigerung ihrer Pro­

duktion gerechnet hatte, wird die Ge­

samtmenge nur bei rd. 107 Mio. t lie­

gen, also auf dem Niveau des Vorjah­

res. Die CNPC trägt im Durchschnitt 

rd. zwei Drittel zur nationalen För­

dermenge bei. Für 1998 wird mit ei­

nem Rückgang der Gewinne auf rd. 

4 Mrd. Yuan aufgrund von Verlusten 

der Raffinerien und niedriger Gewin­

ne abgelegener Ölfelder, für die ho­

he Transportkosten zu den Raffinieren 

anfallen, gerechnet. Die Produktions­

kosten sind der CNPC zufolge in Chi­

na vergleichbar hoch wie in den USA 

und Europa, allerdings höher als im 

Mittleren Osten. Nur das größte Öl­

feld in Daqing hat Produktionskosten 

von 100-200 Yuan pro Tonne. (SCMP,

6.11.98)

Li Yongwu, Direktor der Staatlichen 

Behörde für die Petroleum- und Che­

mieindustrie, rechnet damit, daß die 

Raffinerien im laufenden Jahr nur 

bis zu 60% ausgelastet sind. (AWSJ,

2.11.98) Sinopec zufolge sind die Ursa­

chen hierfür vor allem billige Erdölim­

porte und Schmuggel. Im letzten Jahr 

lag die Auslastung der Raffinieren, die 

160 Mio. t verarbeiten können, bei 

70%. Trotz der niedrigen Auslastun­

gen plant die chinesische Regierung, 

die Kapazitäten der einzelnen Raffi­

nieren weiter auszubauen, die dann je­

weils mindestens 5 Mio. t pro Jahr ver­

arbeiten sollen. (NfA, 4.11.98)

Die im Frühjahr begonnene Reorga­

nisation des Erdölsektors wird von 

ausländischen Analysten zwar grund­

sätzlich befürwortet, der Zeitpunkt 

der Umstrukturierung jedoch als äu­

ßerst ungünstig angesehen. So waren 

die zwei marktbeherrschenden Kon­

zerne, CNPC und Sinopec, mit dem 

Ziel umstrukturiert worden, zwei ver­

tikal organisierte Konzerne mit ho­

her Wettbewerbsfähigkeit zu schaf­

fen. Die Umstrukturierung fand un­

ter schwierigen gesamtwirtschaftlichen 

Bedingungen und niedrigen Erdölprei­

sen statt und führte dazu, daß die bei­

den Konzerne beim Kampf um regio­

nale Marktanteile hohe Verluste erlit­

ten. (NfA, 30.11.98) -schü-
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18 Neue Struktur der Zentral­

bank nimmt Gestalt an

Mitte November kündigte die Zentral­

bank die Gründung der ersten Re­

gionalniederlassung der Zentralbank 

in Shanghai an. Weitere acht Re­

gionalniederlassungen sollen bis zum 

20.12.98 hinzukommen. Damit wird 

die Anfang des Jahres aufgezeigte 

Umstrukturierung der Zentralbank in 

provinzenübergreifende Niederlassun­

gen abgeschlossen, die an die Stelle 

der 31 derzeitigen Niederlassungen auf 

der Ebene der Provinzen, Autonomen 

Gebiete und regierungsunmittelbaren 

Städte treten werden. Die Regional­

niederlassungen der Zentralbank wer­

den vorläufigen Mitteilungen zufolge 

in folgenden Städten zu finden sein, 

denen dann jeweils bestimmte Regio­

nen zugeordnet werden:

Shanghai: Die neu gegründete Regio­

nalniederlassung der Zentralbank in 

Shanghai wird zukünftig durch Wu 

Xiaoling, frühere Direktorin des State 

Administration of Foreign Exchange, 

geleitet werden. Die Regionalnieder­

lassung ist eine Fusion der drei frü­

heren Niederlassungen der Zentral­

bank in Shanghai sowie in den Pro­

vinzen Fujian und Zhejiang. Der Ein­

flußradius der neuen Regionalnieder­

lassung in Shanghai erstreckt sich auf 

rd. ein Siebtel des nationalen Kredit- 

und Einlagenvolumens des Bankensy­

stems. Die offizielle Eröffnung der Re­

gionalniederlassung wird Anfang Ja­

nuar 1999 sein.

Nach Angaben des Zentralbankpräsi­

denten Dai Xianglong ist Shanghai als 

Standort aufgrund seiner Funktion als 

regionaler und internationaler Finanz­

markt ausgewählt worden. Die Regio­

nalniederlassung wird rd. 400 Beschäf­

tigte haben; allein die alte Zentral­

bankniederlassung Shanghai hatte 580 

Beschäftigte. Neben Wu Xiaoling wird 

es weitere fünf stellvertretende Direk­

toren in der Regionalniederlassung ge­

ben.

Regionalniederlassung Shenyang: Von 

einer Regionalfiliale in der Hauptstadt 

der Provinz Liaoning aus werden zu­

künftig die drei nordöstlichen Provin­

zen Liaoning, Jilin und Heilongjiang 

betreut werden.

Regionalniederlassung Tianjin wird 

zuständig für die regierungsunmittel­

bare Stadt Tianjin sowie die Provin­

zen Hebei und Shanxi und die Auto­

nome Region Innere Mongolei sein.

Regionalniederlassung Jinan: Von der 

Hauptstadt der Provinz Shandong aus 

erfolgt die Kontrolle über die Provin­

zen Shandong und Henan.

Regionalniederlassung Nanjing: Diese 

Niederlassung in der Hauptstadt der 

Provinz Jiangsu wird ihre Kontrolle 

auf die Provinzen Jiangsu und Anhui 

erstrecken.

Regionalniederlassung Guangzhou: 

Von der Hauptstadt der Provinz 

Guangdong aus wird die Regional­

niederlassung Guangzhou die Provin­

zen Guangdong, Guangxi und Hainan 

kontrollieren.

Regionalniederlassung Wuhan: Diese 

Niederlassung in der Hauptstadt der 

Provinz Hubei wird die Provinzen Hu­

bei, Hunan und Jiangxi beaufsichti­

gen.

Regionalniederlassung Chengdu: Von 

der Hauptstadt der Provinz Sichuan 

aus muß sich diese Regionalniederlas­

sung die Provinzen Sichuan, Yunan 

und Giuzhou kümmern.

Regionalniederlassung Xian: Die geld­

politische Aufsicht über die Provinzen 

Shaanxi, Gansu, Qinghai sowie über
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die Autonomen Regionen Ningxia und 

Xinjiang wird von Xian, Hauptstadt 

der Provinz Shaanxi, aus durchge­

führt.

Ziel der Umstrukturierung der Zen­

tralbankniederlassungen ist es, die 

Geldpolitik der Einflußsphäre der je­

weiligen Lokalregierungen zu entzie­

hen. Neben einer besseren Umsetzung 

der geldpolitischen Vorstellungen der 

Zentralbank soll die Finanzaufsicht 

verstärkt und die Regulierungseffizi­

enz erhöht werden. Nach wie vor wird 

die Zentralbank ihren Sitz in Beijing 

behalten und von dort aus eine geld­

politische Überwachungsfunktion ge­

genüber Beijing und Chongqing aus­

üben.

Ausländische Analysten haben diesen 

neuen Reformschritt begrüßt, da zu­

künftig die Zentralbank mehr Einfluß 

haben wird, ihre Politik und ihre Kon­

trollen umzusetzen. So wird ein großer 

Teil der faulen Kredite in Chinas Ban­

kensystem auf die mangelnde Durch­

setzung von Vorschriften und Bestim­

mungen der Zentralregierung zurück­

geführt; dies gilt auch für die enor­

men Spekulationssummen, die in die 

Investment- und Treuhandgesellschaf­

ten geflossen sind. (Sing Tao Jih 

Pao, Hong Kong, 14.11.98, in: SWB, 

FE/D3387/CNS 18.11.98; SCMP, 17. 

und 19.11.98; NZZ, 18.11.98; AWSJ, 

17. und 18.11.98)

Neben der Umstrukturierung des Zen­

tralbanksystems sind jedoch auch wei­

tere Schritte zur Lösung der krisenhaf­

ten Entwicklung des Bankensystems 

von Dai Xianglong im November vor­

gestellt worden. So soll bis Juni 1999 

ein Plan zur Klassifizierung der Kre­

dite in fünf Kategorien auf der Ba­

sis internationaler Standards vorgelegt 

werden. In der Provinz soll bereits in 

diesem Jahr versuchsweise mit dieser 

Klassifizierung begonnen werden.

Die Klassifizierung der Kredite soll 

den Weg für den Aufbau von Unter­

nehmen für die Vermögensverwaltung 

und -abwicklung nach dem Vorbild der 

United States’ Resolution Trust Corp. 

bereiten. Diese Unternehmen sollen 

dann die uneinbringlichen Kredite der 

Staatsbanken übernehmen und ab­

wickeln. Außerdem soll es Banken 

in noch größerem Umfang gestattet 

sein, Kredite abzuschreiben. Mit die­

sen Maßnahmen hofft Dai, daß die un­

einbringlichen Kredite innerhalb von 

zwei Jahren auf einen internationalen 

Durchschnitt fallen werden. Im Ge­

gensatz zu ausländischen Finanzana­
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lysten nannte Dai eine Zahl von 6- 

7% uneinbringlicher Kredite im ge­

samten Finanzsystem Chinas. (SCMP,

19.11.98) -schü-

19 Übernahme der Wirt­

schaftsunternehmen des Mi­

litärs durch Staatliche Wirt­

schafts- und Handelskom­

mission

Zum 15. Dezember 1998 sollen die 

kommerziellen Unternehmen des Mi­

litärs nach Angaben der Hongkon­

ger Zeitschrift Ming Bao der Verwal­

tung der Staatlichen Wirtschafts- und 

Handelskommission unterstellt wer­

den. Die Wirtschaftsunternehmen des 

Militärs sowie der bewaffneten Polizei 

sind in den verschiedensten Sektoren 

zu finden, von Mobilfunknetzen bis 

hin zu Karaoke-Clubs, im Transport- 

und Immobiliensektor, im Kohleberg­

bau und Restaurantgewerbe. Es soll 

sich insgesamt um ca. 20.000 Unter­

nehmen handeln.

Staatspräsident Jiang Zemin, der 

gleichzeitig Vorsitzender der Militär­

kommission ist, gab im Juli Anwei­

sung zur Umstrukturierung der Wirt­

schaftsbetriebe des Militärs. Über die­

se Unternehmen wird Schätzungen zu­

folge ein Drittel der Militärausgaben 

finanziert. Auch zukünftig sollen die 

meisten Einheiten bestehen bleiben, 

doch unter eine neue Verwaltung ge­

stellt werden. Nur die verschuldeten 

Unternehmen sollen geschlossen wer­

den.

Die Einnahmen aus den Unterneh­

men sollen zukünftig direkt in die 

Staatskasse fließen, so daß keine grö­

ßeren Verluste für den Staat aufgrund 

von größeren Leistungen für das Mi­

litär auftreten müssen. (NfA, 9.11.98; 

SCMP, 4.11.98)

Nach Angaben des South China Mor- 

ning Post vom 4.11.98 hat der Staats­

rat ein Büro eingerichtet, das die 

Übernahme der Unternehmen koordi­

nieren wird, während die Staatliche 

Wirtschafts- und Handelskommission 

mit der Übergabe im Detail beschäf­

tigt ist, die von einer Reihe von Über­

prüfungen der wirtschaftlichen Situa­

tion der Unternehmen begleitet sein 

werden. (SCMP, 4.11.98)

Zu den besonderen Zielen bei der 

Schließung von kommerziellen Mili­

tärunternehmen zählen Unternehmen 

in der Provinz Guangdong. Dort soll 

das Militär ausgedehnte Schmuggel­

operationen betrieben haben. Vor ei­

nigen Monaten gab es Berichte in den 

chinesischen Medien, daß ein höhe­

rer Beamter der bewaffneten Polizei in 

Guangdong zum Tode verurteilt wur­

de, da er Schmuggelgeschäfte mit Zi­

garetten abgewickelt hatte, bei denen 

Militäreinrichtungen genutzt worden 

waren. (FT, 23.10.98)

Eine Trennung der kommerziellen Un­

ternehmen von den Militäraufgaben 

könnte unter den derzeitig schwierigen 

wirtschaftlichen Bedingungen leichter 

sein als zuvor. So zeigen viele der 

Wirtschaftsunternehmen des Militärs, 

daß sie einerseits nicht wettbewerbs­

fähig sind im zivilen Produktions­

bereich und andererseits ihre mili­

tärischen Schlüsselaufgaben nur un­

zureichend erfüllen können. Als Bei­

spiel hierfür gilt das Unternehmen 

Shenyang Aircraft Corporation, das 

mit 200 verschiedenen zivilen Produk­

ten, von Bussen bis Fernsehgeräten, 

kaum Synergieeffekte erreichen kann. 

Das Unternehmen hatte auch in er­

ster Linie für die Erblasten des so­

zialistischen Planungssystems zu sor­

gen, d.h. für 18.000 Beschäftigte und 

11.000 Rentner, einschließlich von fünf 

Grund- und vier Mittelschulen für die 

Kinder der Angestellten und Arbeiter. 

Einem Unternehmenssprecher zufolge 

müssen im Durchschnitt 60.000 bis 

70.000 Yuan für Zinszahlungen aufge­

bracht werden, mehr als der gesam­

te Gewinn von 20.000 Yuan im Jah­

re 1997 betragen hat. Die Diversifizie­

rung des Unternehmens in zivile Pro­

duktionsbereiche mit dem Ziel, hier­

durch die • Finanzierung von Kampf­

flugzeugen zu sichern, war bisher nur 

wenig erfolgreich.

Ob die Abtrennung der kommerziel­

len Unternehmen überhaupt gelingen 

kann, ist eine grundsätzliche Frage. 

Erste positive Anzeichen dafür wer­

den in der im November begonnenen 

Übertragung der Unternehmensgrup­

pe Sanjiu Enterprises Group unter die 

Kontrolle des Staatsrates gesehen. Da­

gegen wird die Abtrennung anderer 

Unternehmen wie beispielsweise der 

Poly Group, das größte und gewinn­

bringendste Unternehmen des Mili­

tärs, weitaus schwieriger sein. (FT,

16.11.98) -schü-

20 Unzureichende Unterstüt­

zung für den Privatsektor

In einer vor kurzem durchgeführten 

Untersuchung wurde die unzureichen­

de Unterstützung privater Unterneh­

men durch die Lokalregierungen be­
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stätigt. Befragt worden waren in ei­

ner von der Zentralregierung in Auf­

trag gegebenen Befragung private Un­

ternehmer in den Provinzen Zhejiang, 

Henan und Gansu. Von den Befrag­

ten antworteten 56%, daß die Un­

terstützung durch die Lokalregierung 

nicht ausreichend sei und forderten ei­

ne stärkere Förderung. Nur 38% der 

Befragten sagten, daß sie die notwen­

dige Hilfe durch die Lokalregierung er­

hielten.

Neben illegalen Gebühren zählt der 

zeitaufwendige Prozeß der Registrie­

rung bei den verschiedenen Lokalbe­

hörden zu den größten Problemen, 

denen sich die Privatunternehmen 

gegenübersehen. Um den Registrie­

rungsprozeß zu beschleunigen, müßten 

die Unternehmen oftmals zu Beste­

chungen greifen. Viele Unternehmen 

beklagten sich auch, daß sie Schwierig­

keiten hätten, Kredite von den staat­

lichen Banken zu erhalten. In den Kü­

stenprovinzen wie Zhejiang war der 

Zugang zu Krediten für Privatunter­

nehmen jedoch noch leichter als in den 

Inlandsprovinzen wie Gansu.

Die von der Behörde für die Umstruk­

turierung der Wirtschaft beim Staats­

rat durchgeführte Untersuchung sollte 

herauszufinden, wie der Privatsektor 

am besten ausgeweitet werden kann. 

Über die Förderung des Privatsek­

tors sollen nach den Vorstellungen der 

Zentralregierung mehr Arbeitsplätze 

geschaffen und die Inlandsnachfrage 

stimuliert werden. Die Untersuchung 

sollte weiterhin die Möglichkeiten pri­

vater Unternehmen aufzeigen, kleine 

und mittlere Staatsunternehmen in 

den Provinzen zu übernehmen.

Bis Ende 1997 belief sich die Zahl der 

privaten Unternehmen (einschließlich 

der Selbständigen) auf 29,47 Mio. und 

die Beschäftigtenzahl in diesen Un­

ternehmen auf 85 Mio. Arbeitskräfte. 

Private Unternehmen trugen mit 34% 

zu den insgesamt seit 1978 neu ge­

schaffenen Arbeitsplätzen bei. Damit 

private Unternehmen noch mehr Ar­

beitslose als bisher absorbieren kön­

nen, forderte die Zentralregierung die 

Provinzen dazu auf, diese Unterneh­

men stärker zu unterstützen. Aller­

dings stößt die Umsetzung der Politik 

auf Probleme. Obwohl die Provinzre­

gierungen angekündigt haben, die ille­

galen Gebühren gegenüber Privatun­

ternehmen abzuschaffen, werden die­

se Gebühren von verschiedenen Abtei­

lungen in den Provinzregierungen wei­

ter erhoben.

Eines der Ergebnisse der Untersu­

chung war auch, daß sich die Entwick­

lung der Privatunternehmen noch in 

der Anfangsphase befindet. So wür­

den sich die meisten Unternehmen in 

Industriezweigen mit einem geringen 

Technologieniveau befinden; ihr regi­

striertes Kapital belief sich im Durch­

schnitt auf 306.000 Yuan. Dement­

sprechend seien die meisten Unterneh­

men nicht in der Lage, kleine oder 

mittlere Staatsunternehmen zu kaufen 

oder zu pachten. (SCMP, 24.11.98)

In den einzelnen Provinzen ist die 

Bedeutung der privaten Unternehmen 

sehr unterschiedlich, obwohl die Pri­

vatunternehmen in den Küstenprovin­

zen am stärksten vertreten sind. In 

Shandong spielen diese Unternehmen 

inzwischen eine herausragende Rol­

le für die gesamte Entwicklung der 

Provinz. Nach Angaben der Xinhua- 

Nachrichtenagentur trug der Privat­

sektor zum Wirtschaftswachstum der 

Provinz mit 1,4% im ersten Halbjahr 

1998 bei. Die Zahl der Selbständigen 

belief sich bis August d.J. auf 2,58 

Mio. und die Zahl der privaten Unter­

nehmen auf rd. 880.000. Im gesamten 

Privatsektor arbeiteten 6,9 Mio. Men­

schen, ein Anstieg um 20% gegenüber 

der Vorjahresperiode. Das registrierte 

Kapital der Unternehmen belief sich 

auf 50,8 Mrd. Yuan, ein Anstieg um 

40,5%. Unter den Privatunternehmen 

waren 5.200 Unternehmen, die ein re­

gistriertes Kapital von mehr als 1 Mio. 

Yuan aufwiesen; 12 Unternehmen ver­

fügten sogar über ein registriertes Ka­

pital von über 100 Mio. Yuan. (XNA,

7.11.98) -schü-

21 Arbeiterproteste gegen Ent­

lassungen

Im November traten erneut landes­

weit zahlreiche Demonstrationen und 

Arbeiterproteste auf. So blockier­

ten beispielsweise nach einem Be­

richt der South China Morning Post 

vom 18.11.98 rd. 200 Arbeiter in 

der Hauptstadt der Provinz Hunan, 

Changsha, den Straßenverkehr. Sie 

hatte über einen Zeitraum von sechs 

Monaten kein Gehalt bekommen und 

forderten Nahrungsmittel für ihre Fa­

milien. Vor dem Sitz der Stadtregie­

rung endete der Protestzug. Die Re­

gierung kündigte an, daß sie den Fall 

untersuchen und innerhalb von zwei 

Tagen reagieren werde. Die Polizei be­

gleitete zwar die Demonstranten, griff 

jedoch nicht ein.

In Beijing protestierten nach einem 

anderen Bericht der South China Mor­

ning Post vom 4.11.98 rd. 30 entlas­

sene Arbeitskräfte des Minzu-Hotels 

mit einem Sitzstreik vor dem Ho­

tel. Die entlassenen Arbeitskräfte for­

derten materielle Unterstützung und 

medizinische Versorgung. Das Minzu- 

Hotel verfügt über rd. 600 Zimmer 

und beschäftigt über 800 Personen.

Dem Bericht der South China Mor­

ning Post vom 23.11.98 zufolge de­

monstrierten 17 entlassene Arbeits­

kräfte eines Kaufhauses in Privatei­

gentum in Beijing gegen ihre Freiset­

zung. Sie forderten vom Unternehmen, 

daß dieses ihnen die Kosten der Kran­

kenversicherung und die Renten zah­

len soll. Das Unternehmen verwies je­

doch auf seine leeren Kassen.

Die Arbeitskräfte hatten in diesem 

Kaufhaus zwischen 6 bis 24 Mona­

te gearbeitet, bevor das Unternehmen 

mit Verlusten in Höhe von 40 Mio. Yu­

an Anfang November schließen muß­

te. Die entlassenen Arbeitskräfte wa­

ren als Aushilfskräfte eingestellt wor­

den und sollten nach einer Probezeit 

in ein festes Beschäftigungsverhältnis 

übernommen werden, in dem sie An­

spruch auf Krankenversicherung und 

Rente gehabt hätten. Keiner der Ar­

beitskräfte hatte jedoch auf die Um­

setzung des Versprechens gedrängt, da 

sie befürchteten, dadurch ihren Ar­

beitsplatz zu gefährden.

Dies ist ein Beispiel dafür, daß vie­

le zunächst als Aushilfskräfte oder 

kurzfristig beschäftigte Personen kei­

nen Anspruch auf medizinische Ver­

sorgung, Rente oder andere Soziallei­

stungen haben. Da selbst der Kampf 

um solche Stellen hart geworden ist, 

schrecken die meisten Arbeitskräfte 

ohne soziale Absicherung davor zu­

rück, diese gegenüber den Betriebslei­

tungen zu verlangen.

Im Zusammenhang mit den zuneh­

menden Entlassungen in den Städ­

ten wird der Anstieg der Kriminali­

tät gesehen. Der Vizevorsitzende des 

Ständigen Ausschusses des Nationalen 

Volkskongresses (NVK) und gleichzei­

tige Vizevorsitzende der ZK -Kommis­

sion für die umfassende Regulierung 

der öffentlichen Sicherheit, Cao Zhi, 

wies gegenüber den Mitgliedern des 

Ständigen Ausschusses des NVK An­

fang November d.J. auf die Zunah­

me der Schwerkriminalität hin, die auf 

das Konto von Arbeitslosen und Mi­

grationsarbeitern gehen würde. Hier­

zu zählte Cao Zhi insbesondere Mord, 

Raub und Einsatz von Sprengstof-






